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Positiver Effekt
für Randregion
Steuererleichterungen Tiefere
Steuern in strukturschwachen
Gebieten können Arbeitsplätze
retten. Wie das Staatssekretariat
für Wirtschaft (Seco) am Mon-
tag mit Verweis auf eine externe
Analyse mitteilt, konnten
Steuererleichterungen im Rah-
men der nationalen Regional-
politik den Arbeitsplatzrück-
gang im Industriesektor leicht
abschwächen.

Die im Auftrag des Seco
durchgeführte Studie bestätige
damit«erstmaligeinenkausalen
Zusammenhang zwischen dem
Instrument der Steuererleichte-
rungen und einem weniger star-
ken Rückgang der Anzahl
Arbeitsplätze».WiedasKompe-
tenzzentrum des Bundes für
wirtschaftspolitische Fragen
weiter schreibt, sind die Arbeits-
plätze im Industriesektor zwi-
schen2008 und2016 zwar auch
in den untersuchten struktur-
schwachen Gebieten zurück-
gegangen. Der Arbeitsplatz-
rückgang hätte aber durch
Steuererleichterungen «leicht
abgeschwächt»werdenkönnen.

Konkret sind lautSeco inden
Gemeinden der Anwendungs-
gebiete im Durchschnitt rund 30
Arbeitsplätze weniger abgebaut
worden als in den übrigen struk-
turschwachen Gebieten. Wie
das Seco festhält, ist die Ge-
samtzahl der Arbeitsplätze im
Industriesektor in den struktur-
schwachen Gebieten zwar klein.
Doch sei daher diese Abschwä-
chung des Rückgangs «von ho-
her Bedeutung». (sat)

Klimaaktivisten
gewinnen Prozess
Renens Die von Klimaaktivis-
ten ins Visier genommene
Grossbank Credit Suisse (CS)
hat am Montag vor dem Bezirks-
gericht in Renens VD eine Nie-
derlage eingesteckt. Das Gericht
sprach zwölf von der CS wegen
Hausfriedensbruch angezeigte
Aktivisten frei.

Die Demonstranten hatten
als Tennisspieler verkleidet im
November 2018 eine CS-Filiale
in Lausanne besetzt. Laut der
Bewegung Lausanne Action Cli-
mat (LAC) wollten ihre Mitglie-
der damit gegen die «Heuche-
lei» von CS protestieren, die sich
in ihren Kampagnen «des posi-
tiven Ansehens von Roger Fede-
rer bedient und gleichzeitig eine
umweltschädliche Investitions-
politik verfolgt». Nach einer An-
zeige der CS hatte die Waadtlän-
der Staatsanwaltschaft die Akti-
visten im Sommer 2019 wegen
Hausfriedensbruchs und Wider-
stands gegen Anordnungen der
Polizei zu bedingten Geldstra-
fen verurteilt. Die Demonstran-
ten fochten das Urteil an, und es
kam zum Prozess.

Das Bezirksgericht in Re-
nens zog einen anderen Schluss
als die Staatsanwaltschaft und
sprach die Aktivisten am Mon-
tag frei. Die Aktion sei friedlich
verlaufen und habe nicht lange
gedauert. Es habe keine Gefahr
bestanden, dass die Aktion aus-
ufere, begründete das Gericht
nach Angaben des Westschwei-
zer Fernsehens RTS. Das Urteil
kann noch angefochten wer-
den. (dpa/dpo)

Österreich kopiert Schweizer GA
Die neue Regierung plant ein Pauschalabo für den öffentlichen Verkehr. Es soll viel billiger werden als sein Vorbild.

Sven Altermatt

Kaum hat sie ihr Amt angetre-
ten, ist sie im ganzen Land als
«Superministerin» bekannt:
Leonore Gewessler ist eine zen-
trale Figur in Österreichs erster
türkisgrüner Regierung. Im
neuen Ministerium der Grü-
nen-Politikerin sind die Berei-
che Umwelt, Verkehr, Infra-
struktur, Energie und Technolo-
gie gebündelt. Die meisten
anderen Länder haben dafür je-
weils eigene Ministerien. Ver-
gleichbar sind die österreichi-
schen Verhältnisse nur noch mit
jenen in der Schweiz. Nach der
jüngsten Ressortaufteilung in
Wien verfügt Gewessler über
eine ähnliche Machtfülle wie
ihre Schweizer Amtskollegin Si-
monetta Sommaruga.

Mehr noch: Auch inhaltlich
wandelt die Ministerin auf
SchweizerSpuren. Ineinempoli-
tischen Kraftakt will sie mit der
Regierung den öffentlichen Ver-
kehr in Österreich reformieren.
Herzstück ihrer Pläne ist eine
einheitliche Jahreskarte für das
ganze Verkehrsnetz in derRepu-
blik – Züge und Busse soll man
damit ebenso uneingeschränkt
nutzenkönnenwieStrassenbah-
nen und U-Bahnen. Die soge-
nannte«1-2-3-Jahreskarte»wird
von der Regierung als Wunder-
waffe gefeiert. Bisher gibt es sol-
che Abonnements zum Pau-
schalpreis nur innerhalb von Ta-
rifverbünden und auf einzelne
Verkehrsmittel beschränkt.

DebatteumKostenwahrheit
hübenwiedrüben
Die geplante Jahreskarte soll ein
Äquivalent zum Generalabon-
nement in der Schweiz werden.
Das GA ist eine «europaweit
einmalige Flatrate-Karte», wie
es österreichische Verkehrsex-
perten nennen. Rund 500000
Schweizer Pendler haben eins.

Es berechtigt sie, ohne weitere
Buchungen alle Züge der Bun-
desbahnen und weiterer Bahnen
sowie Busse, Trams und Schiffe
zu nutzen.

Genau darauf verwies Minis-
terin Gewessler soeben in ihrer
ersten Rede im österreichischen
Nationalrat. «Wir haben in Ös-
terreich ein sehr gutes Angebot,
aber wir haben auch eine Bench-
mark: Das sind unsere Nachbarn
in der Schweiz», sagte sie. Da
lohne es sich, «hinzuschauen
und das öffentliche Angebot für
alle in diesem Land mit einem
Mehr an Lebensqualität weiter-
zuentwickeln». Mit dem «Aust-
ria-GA» einhergehen soll eine
nationale Buchungsplattform
für Ticketsysteme, wie sie in der
Schweiz ebenfalls etabliert ist.
Voneinem«grünenPrestigepro-

jekt» spricht die «Kronen-Zei-
tung», das auflagenstärkste
Blatt Österreichs. Tatsächlich
verkauft die Regierung die
Abo-Offensive als Teil ihres Kli-
maschutz-Pakets. Die Jahres-
karte soll nicht nur «breit leist-
bar und zugleich unkompliziert
sein», sondern auch «eine kli-
maschonende Alternative zum
Individualverkehr darstellen».

Die Pläne haben in Öster-
reich eine Debatte um Kosten-
wahrheit angestossen, die auch
in der Schweiz immer wieder
aufflammt. Auf der einen Seite
ist der Ausbau des öffentlichen
Verkehrs ein Gebot der Stunde.
Attraktive Pauschalangebote
sollen helfen, Autofahrer zum
Umstieg zu bewegen. Auf der
anderen Seite entsteht just da-
durch – wie es die Denkfabrik

Avenir Suisse nennt – «eine
Form von subventionierter
Übermobilität». Je nach Erhe-
bung liegt der Kostendeckungs-
grad der Bahnbillette bei
60 Prozent oder weniger.

Das Generalabonnement
gilt unter Schweizer Branchen-
vertretern schon lange als zu
günstig; regulär in der zweiten
Klasse kostet es 3860 Franken
pro Jahr. Im vergangenen Früh-
jahr wurde bekannt, dass Bran-
chengremien prüfen, die Tarife
zu erhöhen und keine Rabatte
mehr für beliebte Abos zu ge-
währen. Nach breiten Protesten
begruben sie ihre Pläne wieder.

Pauschalabo für 1100Euro
fordert Staatskasseheraus
In Österreich soll das Jahresti-
cket fürs ganze Land umgerech-
net sogar nur 1185 Franken kos-
ten. Die Pendler dürften ange-
sichts des attraktiven Angebots
mehr werden, die Einnahmen
für die Verkehrsbetriebe aber
weniger.

Wie soll das funktionieren,
wo doch das System schon heu-
te nur dank öffentlicher Millio-
nen-Zuschüsse funktioniert?
Der österreichische Staat müss-
te eben die Einnahmenausfälle
ersetzen, schreibt der «Stan-
dard». Die Zeitung spricht von
einer «budgetären Herkulesauf-
gabe». Ministerin Gewessler
werde nun mit ihren Regie-
rungskollegen «ausschnapsen
müssen, wo man im türkisgrü-
nen Budget Geld für das Ticket
auftreibt», kommentiert die
«Kronen-Zeitung» mit einem
Austriazismus.

Dass die Regierung vor-
schreibt, wie viel ein Abo genau
kosten soll, wäre in der Schweiz
übrigens nicht denkbar. Die Ta-
rifgestaltung ist Sache der
Transportunternehmen und
Verkehrsverbünde, die Politik
mischt sich da nicht ein.

Fast jeder Vierte könnte länger arbeiten
Der Ständerat will flexiblere Arbeitszeiten. Von den neuen Regeln sind mehr Menschen betroffen als bisher geglaubt.

Die Vorlage kommt nur schlep-
pend voran, dabei ist sich die
bürgerliche Mehrheit in der
Wirtschaftskommission von Na-
tional- und Ständerat schon lan-
ge einig: Die Arbeitszeiten sol-
len flexibilisiert werden, damit
die «Büez» dann erledigt wer-
den kann, wenn sie anfällt. Die
federführende ständerätliche
Kommission schlägt deshalb
vor, die maximale Wochen-
arbeitszeit von 45 Stunden
durch eine Jahresarbeitszeit zu
ersetzen. Der wöchentliche
Wert würde bei 67 Stunden ge-
deckelt, das Sonntagsarbeitsver-
bot würde aufgeweicht. Am
Ende des Jahres sollen nicht
mehr Arbeitsstunden geleistet
worden sein. Gelten würden die
Flexibilisierungen für Vorge-
setzte und Fachspezialisten mit
einem Jahreslohn ab 120 000
Franken oder Personen mit
Hochschulabschluss.

IneinerWochebeugt sichdie
ständerätliche Wirtschaftskom-

mission ein nächstes Mal über
die Vorlage, die auf einer parla-
mentarischen Initiative des
unterdessen zurückgetretenen
StänderatsKonradGraber (CVP,
LU) fusst.DieBürgerlichenKräf-
te verfügen nach wie vor über
eine Mehrheit. Umstritten war
bis anhin, wie vielen Angestell-
ten es neu gestattet wäre, ein
paar Extra-Abendschichten ein-
zulegen. DerBundesrat schätzte
die Zahl auf 30, die Wirtschafts-
kommission sprach von 13 bis
19 Prozent. Jetzt liegen aktuelle
ZahlendesStaatssekretariats für
Wirtschaft (Seco) zuhanden der
Kommission vor. Demnach
wäre fast jeder vierte Angestell-
te von den neuen Regeln betrof-
fen, für den das Arbeitsgesetz
gilt.Dasentspricht670000Per-
sonenoder23Prozent.DasSeco
stützte sich bei seiner Berech-
nung auf Daten der Schweizeri-
schen Arbeitskräfteerhebung.
Auf einen etwas tieferen Wert
(19,6 Prozent) kommt das For-

schungsinstitutSotomo. Es fass-
te den Begriff «Fachspezialist»
weniger weit als das Seco.

Die Sotomo-Untersuchung
legt den Schluss nahe, dass das
geplante Gesetz in Zukunft für
mehr Angestellte gelten könnte.
Derzeit würden ein Drittel mit
Hochschulabschluss davon er-

fasst. Gemäss Szenarien des
Bundesamtes für Statistik wird
aber der Anteil der Hochschul-
abgänger steigen.

Informationsbranche
amstärkstenbetroffen
Mit 43 Prozent am meisten po-
tenziell Betroffene sind in der
Informations- und Kommunika-
tionsbranche angestellt. Bei
Banken und Versicherungen
dürften 28 Prozent flexibler
arbeiten. Im Bau und in der Gas-
tronomie wären relativ wenig
Angestellte betroffen. «Dies
macht deutlich, dass sich die an-
gestrebte Revision auf jene Be-
reiche der Wirtschaft konzent-
riert, die aus Sicht der Initiato-
ren im Fokus stehen», schreiben
die Studienautoren.

Die politischen Fronten ver-
laufen entlang dem klassischen
Rechts-links-Schema: Bürgerli-
che Parteien und die Wirt-
schaftsverbände plädieren für
eine Flexibilisierung, linke Par-

teien und Gewerkschaftskreise
opponieren heftig. «Die Libera-
lisierung provoziert mehr Stress,
mehr Burn-outs, führt direkt in
den gesundheitlichen Ruin»,
sagte etwa Luca Cirigliano, Ge-
neralsekretär des Schweizeri-
schen Gewerkschaftsbundes,
bereits im vergangenen Jahr.
Der Arbeitgeberverband kann
derweil den gewerkschaftlichen
«Alarmismus» nicht nachvoll-
ziehen. Und Graber argumen-
tierte, das Arbeitsgesetz werde
der heutigen Dienstleistungsge-
sellschaft nicht mehr gerecht.

Die ständerätliche Wirt-
schaftskommission führt nächs-
te Woche eine Anhörung mit ex-
ternen Verbänden durch und
dürfte dann entscheiden. Die
Gewerkschaften wundern sich,
dass dazu nicht mehr kritische
Stimmen eingeladen sind. Kei-
nen Liberalisierungsbedarf ortet
übrigens der Bundesrat.

Kari Kälin

LucaCirigliano
Gewerkschaftsbund

«DieLiberalisierung
provoziertmehr
Stress,mehr
Burn-outs, führt
direkt inden
gesundheitlichen
Ruin.»

LeonoreGewessler
Verkehrsministerin Österreichs

«Wirhabenein sehr
gutesAngebot, aber
wirhabenaucheine
Benchmark:Das sind
unsereNachbarn
inderSchweiz.»

Könnten vom neuen «Austria-GA» profitieren: Pendler am Bahnhof Wien-Praterstern. Bild: Imago

ursul
Textfeld
bz 14.01.2020


	Dienstag, 14. Januar 2020
	Seite: 4
	Klimaaktivisten gewinnen Prozess 
	issue-M-BZ-20200114-article-0255738617
	Österreich kopiert Schweizer GA 
	Positiver Effekt für Randregion 
	issue-M-BZ-20200114-article-0255738626
	Fast jeder Vierte könnte länger arbeiten 




